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Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Kollegin 
Schneider. – Für Bündnis 90/Die Grünen spricht die 
Abgeordnete Frau Thoms.  

Meral Thoms (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Nachrichten über Liefereng-
pässe zu grundlegenden Medizinprodukten wie 
Kochsalzlösung sind natürlich besorgniserregend. 
Es ist daher völlig verständlich, dass Patientinnen 
und Patienten angesichts solcher Meldungen verun-
sichert sind.  

Wenn ich zum Arzt gehe, wenn ich zur Ärztin gehe, 
erwarte ich, dass die notwendigen Medikamente und 
auch die Produkte in der Praxis oder in der Apotheke 
vorrätig sind. Das war in unserem Land jahrzehnte-
lang Normalität, und das soll auch zukünftig Norma-
lität und Selbstverständlichkeit bleiben.  

Dass hingegen in den letzten Jahren immer häufiger 
Arzneimittel knapp werden, ist schlicht und ergrei-
fend nicht hinzunehmen. Gerade Kochsalzlösung, 
dieses einfache Produkt, ist für den medizinischen 
Alltag in der Klinik oder in der Praxis unverzichtbar. Es 
muss in Deutschland immer und überall vorrätig sein.  

Gleichzeitig haben wir aber auch als Politik die Ver-
antwortung, keine Panik zu schüren und trotzdem 
klar auf die aktuelle Situation hinzuweisen. So gibt es 
bei der Kochsalzlösung einen Liefer-, aber eben kei-
nen Versorgungsengpass. Alternative oder gleichwer-
tige Produkte werden zum Teil importiert oder in Kran-
kenhausapotheken hergestellt. Das Bundesinstitut 
für Arzneimittel und Medizinprodukte hat bisher kei-
nen Versorgungsmangel festgestellt. Das heißt, die 
grundlegende medizinische Versorgung ist gesichert. 

Im Bereich der Kinderarzneien stellt sich die Lage ak-
tuell sogar deutlich entspannter dar als im Vorjahr. 
Bei den Fiebersäften gibt es keine Lieferengpässe, 
bei den Antibiotikasäften ist der Lieferengpass bei Pe-
nicillin V bis Ende Oktober behoben. Eine Substitu-
tion durch vergleichbare Wirkstoffe ist derweil möglich.  

Dies soll jedoch nicht relativieren, ganz im Gegenteil. 
Doch die Menschen sollen auch wissen, dass ihre me-
dizinische Versorgung nicht gefährdet ist. Sie sicher-
zustellen, ist und bleibt unsere wichtigste Aufgabe, 
die Aufgabe aller Akteure im Gesundheitswesen. 

Bei der Suche nach Lösungen müssen wir uns die 
langfristigen Ursachen der Lieferengpässe, die ge-
rade bestehen, genauer anschauen. Ein zentrales 
Problem liegt in der globalen Vernetzung unserer 
Lieferketten. Viele Medikamente werden in wenigen 
Ländern außerhalb von Europa produziert. Wenn es 
dort, zum Beispiel in Asien, zu Produktions- oder Lo-
gistikproblemen kommt, dann sind wir hier in Europa, 
in Deutschland, in NRW direkt betroffen. Genau 
diese Abhängigkeit von globalen Lieferketten führt 
dazu, dass selbst einfache und preiswerte Produkte 
wie die Kochsalzlösung plötzlich knapp werden. 

Doch wie genau sind wir eigentlich in diese Situation 
geraten? Die Antwort ist: Wir haben viel zu lange und 
zu einseitig bei patentfreien Arzneimitteln nur die 
Kosten in den Blick genommen. Es zeigt sich ein 
deutlicher Fehler im System, wenn ausgerechnet die 
günstigen und leicht herzustellenden Medikamente 
oder Produkte in Deutschland knapp werden.  

Die Zuständigkeit für die Bewertung der Versor-
gungslage und auch für die Möglichkeit, entspre-
chende Maßnahmen zu treffen, liegt nicht beim Land 
NRW, sondern beim Bundesinstitut für Arzneimittel 
und Medizinprodukte und damit auf der Bundes-
ebene. Der Bund hat die Problematik der Liefereng-
pässe erkannt und im letzten Jahr schon wichtige 
Schritte unternommen, um die Lage zu verbessern. 

So wurden beispielsweise Fest- und Rabattverträge 
für Kinderarzneimittel abgeschafft. In Krankenhaus-
apotheken, bei pharmazeutischen Unternehmen und 
im Großhandel wurden Bevorratungspflichten ver-
schärft. Bei Ausschreibungen sorgen gesonderte 
Lose dafür, dass die Produktion von Medikamenten 
wie Antibiotika in Deutschland und auch in Europa 
wieder ausgebaut wird. Mit diesen ersten Schritten 
werden wir unabhängiger von ausländischen Liefe-
ranten.  

Beim Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinpro-
dukte soll ein Frühwarnsystem zur Erkennung von 
drohenden Lieferengpässen eingerichtet werden. 
Diese Maßnahmen sind wichtig. Sie wirken langfris-
tig, und sie zeigen zum Beispiel bei den Kinderarz-
neien erste Wirkung. Ob sie hingegen für alle be-
troffenen Medikamente und Produkte auf Dauer aus-
reichen, bleibt im Rahmen einer Evaluation abzuwar-
ten. Es ist wichtig, hier weiterhin genau hinzuschauen.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Klar ist aber auch, diese Produktionslinien lassen 
sich nicht von heute auf morgen verändern. Wir brau-
chen eine Doppelstrategie: 

Erstens. Wir müssen langfristig zu einer Diversifizie-
rung von Lieferketten kommen. 

Zweitens. Wir müssen kurzfristig handlungsfähig 
sein, wenn es, wie jetzt bei den Kochsalzlösungen, 
zu Lieferengpässen kommt. Um das zu erreichen, ist 
es gut, dass zum Beispiel die Austauschregeln für 
Apotheken bei fehlenden Medikamenten auf gesetz-
licher Grundlage vereinfacht wurden.  

Die Landesregierung, das ist wichtig zu betonen, 
stellt sich den Fragen von Lieferengpässen. Ebenso 
müssen wir aber auch klar benennen, dass unsere 
Handlungsmöglichkeiten in dieser Frage begrenzt 
sind. Lieferketten sind ein globales Problem. Ihre Re-
gulierung fällt primär in den Aufgabenbereich des 
Bundes und der EU. NRW kann in dem Zusammen-
hang bedingt Einfluss auf die internationale Produk-
tion nehmen. 
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Trotzdem ist das Land NRW natürlich nicht untätig. 
Wir sind aktiv. Über den Bundesrat hat sich die Lan-
desregierung stets dafür eingesetzt, Lieferengpässe 
zu bekämpfen. In NRW stehen wir in engem Aus-
tausch mit Kliniken und Apotheken bei Beschaf-
fungsschwierigkeiten von Medikamenten. Meldun-
gen über Lieferengpässe werden regelmäßig an das 
Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte 
weitergeleitet. Hier sitzt das Gesundheitsministerium 
im Beirat, um gerade unsere Perspektive aus NRW 
und unsere Lageeinschätzung einzubringen.  

Lassen Sie uns eines klarstellen: Schnellschüsse, 
Schuldzuweisungen und gerade Panikmache lösen 
das Problem nicht. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Es sind die Ursachen der Lieferengpässe, die wir 
langfristig und strategisch angehen müssen. Ge-
meinsam mit dem Bund und der EU werden wir wei-
terhin konsequent an den Lösungen arbeiten und die 
Versorgungssicherheit stärken. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Kolle-
gin. – Für die Landesregierung spricht nun Herr Mi-
nister Laumann. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich will zunächst 
einmal zum Thema „Kochsalzlösung“ feststellen: 
Kein Patient in Nordrhein-Westfalen muss sich Sor-
gen machen, dass wir bestimmte Behandlungen in 
unserem Gesundheitssystem nicht durchführen kön-
nen, weil wir keine Kochsalzlösung mehr haben. Wir 
haben ein Lieferproblem, aber wir haben, Gott sei 
Dank, kein Problem, dass wir akut etwas verschie-
ben müssen. Ich habe das gestern noch einmal sehr 
klar mit der Krankenhausgesellschaft in Nordrhein-
Westfalen abgeklärt. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Diese Situation ist im Übrigen nicht ganz neu. Ich 
habe schon am 17. September einen Brief an den 
Bundesgesundheitsminister geschrieben, er solle 
bitte – und das kann nur er – die Voraussetzungen 
dafür schaffen, dass das Lieferproblem benannt wird, 
damit wir in den Ländern unseren Apotheken die Er-
laubnis geben können, über Importlösungen zu ge-
hen. 17. September! Gestern hat er es gemacht. Das 
hätte auch schon zehn Tage eher passieren können. 
In den Ländern sorgen wir dann dafür, soweit wir es 
können, die Regelungen für die Apotheken so un-
kompliziert wie möglich zu machen, damit sie die Im-
porte vornehmen können. – Das ist der erste Punkt, 
um den es mir geht.  

Der zweite Punkt ist: Die Beobachtung der Arzneimit-
telsicherheit ist beim Bundesinstitut für Arzneimittel 
und Medizinprodukte angesiedelt. Es ist richtig, dass 
das auf der Bundesebene erfolgt, denn wir haben 
keine regionalen, keine nationalen Arzneimittel-
märkte, sondern wir haben heute eher europäische 
Arzneimittelmärkte. Auf der Bundesebene muss 
diese Beobachtung aber stattfinden, und zwar so, 
dass irgendwann auch Konsequenzen gezogen wer-
den und man zumindest die Importe erleichtert. 

Ich möchte gerne einen weiteren Punkt ansprechen. 
Wir schlagen uns etwa seit Corona mit Lieferengpäs-
sen bei Arzneimitteln herum. Ich weiß, welche Be-
deutung das gesellschaftspolitisch hat. Im Grunde ge-
nommen nimmt die Bevölkerung leider wahr, dass der 
Staat das tägliche Leben nicht mehr so organisiert, 
dass man sich auf alles verlassen kann. Dabei spielt 
die Frage der Arzneimittelsicherheit eine große Rolle. 

Alles in allem bekommen wir es aber immer noch hin, 
und das ist auch bei der Kochsalzlösung der Fall. 
Das haben wir dem gut ausgebildeten Fachpersonal 
in Deutschland zu verdanken, das in diesem Bereich 
arbeitet. Insbesondere die Apothekerinnen und Apo-
theker sind mit ihrer Ausbildung in der Lage, selbst 
Kochsalzlösungen herstellen. Die Krankenhausapo-
theken machen das zurzeit. 

In den Apotheken ist man in der Lage, Medikamente 
auszutauschen und anzupassen, sodass trotz der 
Versorgungsengpässe die passenden Wirkstoffe für 
die Menschen, vor allem bei lebenswichtigen Medi-
kamenten, organisiert werden können. 

Man muss ganz klar sagen: Ohne das deutsche Apo-
thekersystem und den fachlich sehr versierten Arznei-
mittelhandel hätten wir ganz andere Probleme. Ich 
sage auch: Wer in Deutschland eine Politik machen 
will, bei der man vom Prinzip der inhabergeführten 
Apotheke abweicht, der legt die Axt an diese Kompe-
tenzen an. Deswegen darf das Apothekergesetz nicht 
so kommen, wie es im Deutschen Bundestag vorliegt. 

(Beifall von der CDU) 

Ich möchte einen weiteren Punkt nennen, den man 
eigentlich an alle adressieren muss. 

Wenn man sich die Ausgaben des deutschen Ge-
sundheitssystems anschaut, dann erkennt man drei 
große Bereiche, die das Volumen der gesetzlichen 
Krankenkassen ausmachen. Das ist der Kranken-
hausbereich, das ist der Arzneimittelbereich, und das 
ist der niedergelassene ärztliche Bereich. Damit sind 
wir bei 90, 91 % der Ausgaben der Krankenkassen. 
Lassen Sie uns darunter subsumieren, worüber wir 
im Sinne einer guten Versorgung in unseren Kran-
kenhäusern diskutieren: 

Jeder weiß, dass zwei Drittel unserer Krankenhäuser 
zurzeit Betriebsergebnisse schreiben, die keine 
schwarzen Zahlen sind. Deshalb brauchen wir mehr 
Geld im Krankenhaussystem. 
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